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§ 10 AAUG - Vorliufige Begrenzung von Zahlbetrigen

(1) Die Summe der Zahlbetrage aus gleichartigen Renten der Rentenversicherung und Leistungen der
Zusatzversorgungssysteme nach Anlage 1 Nr. 2, 3 oder 19 bis 27 sowie die Zahlbetrage der Leistungen der
Sonderversorgungssysteme nach Anlage 2 Nr. 1 bis 3 oder die Summe der Zahlbetrage der Leistungen nach
§ 4 Abs. 2 Nr. 1 und 2 werden einschlieBlich des Ehegattenzuschlags vom Ersten des auf die Verkiindung
dieses Gesetzes folgenden Kalendermonats an auf folgende Hochstbetrédge begrenzt:

flr Versichertenrenten auf 2.010 DM,

fir Witwen- oder Witwerrenten auf 1.206 DM,
fur Vollwaisenrenten auf 804 DM und

fur Halbwaisenrenten auf 603 DM.
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(2) 'Abweichend von Absatz 1 gilt fiir Leistungen, die nach dem Sonderversorgungssystem des ehemaligen
Ministeriums fir Staatssicherheit/Amtes fiir Nationale Sicherheit zugestanden haben, § 2 des Gesetzes Uber
die Aufhebung der Versorgungsordnung des ehemaligen Ministeriums fir Staatssicherheit/Amtes fiir
Nationale Sicherheit vom 29. Juni 1990 (GBI. | Nr. 38 S. 501) weiter. 2§ 2 des Gesetzes (iber die Aufhebung
der Versorgungsordnung des ehemaligen Ministeriums fir Staatssicherheit/Amtes fir Nationale Sicherheit
vom 29. Juni 1990 (GBI. I Nr. 38 S. 501) findet auch Anwendung bei gleichartigen Renten der
Rentenversicherung oder der Versorgungssysteme oder bei mehrfachem Bezug von Leistungen aus eigenen,
nicht abgeleiteten Anspriichen fiir die Summe der Zahlbetréage, wenn Leistungen an ehemalige Angehdrige
des Ministeriums fir Staatssicherheit/Amtes flir Nationale Sicherheit gezahlt werden, die nach dem

30. September 1989 in den Bereich der Rentenversicherung oder anderer Versorgungssysteme gewechselt
sind. 3Diese Anspriiche gelten als in dem Sonderversorgungssystem nach Anlage 2 Nr. 4 erworben.

(3) Die Absatze 1 und 2 sind entsprechend anzuwenden, wenn eine Zusatzrente auf Zeiten aus einem
Versorgungssystem beruht oder diese Zeiten rentensteigernd bericksichtigt worden sind.

(4) Ubersteigt der Zahlbetrag einer gleichartigen Rente aus der Sozialpflichtversicherung den Zahlbetrag nach
Absatz 1 oder 2, wird der Zahlbetrag der Rente der Rentenversicherung weitergezahit.

(5) 'Die Begrenzung nach den Absatzen 1 und 2 hat der Versorgungstrager durch Bescheid vorzunehmen.

2Wurde die Leistung in den Fallen des Absatzes 2 im Dezember 1991 von einem Trager der
Rentenversicherung gezahlt, hat er die Begrenzung vorzunehmen; der Versorgungstrager teilt ihm auf
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Anforderung die erforderlichen Daten mit. 3Die Anhdrung eines Beteiligten vor Erlass des Bescheides ist nicht
erforderlich. 4 § 8 Abs. 3 Satz 2 ist anzuwenden.

(1) Red. Anm.:

Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts

Vom 6. Mai 1999 (BGBI. | S. 944)

Aus dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 28. April 1999 - 1 BvL 11/94 u.a. - wird die
Entscheidungsformel veréffentlicht:

1.

§ 7 Absatz 1 Satz 1 (in Verbindung mit Anlage 6 ) des Gesetzes zur Uberfilhrung der Anspriiche und
Anwartschaften aus Zusatz- und Sonderversorgungssystemen des Beitrittsgebiets (Anspruchs- und
Anwartschaftsiiberfiihrungsgesetz - AAUG) vom 25. Juli 1991 (Bundesgesetzblatt | S. 1606, 1677) in
der Fassung des Gesetzes zur Anderung des Renten-Uberleitungsgesetzes (RUG-AndG) vom

18. Dezember 1991 (Bundesgesetzblatt | S. 2207) ist mit Artikel 3 Absatz 1 und Artikel 14 des
Grundgesetzes unvereinbar und nichtig, soweit fur die Rentenberechnung das zu Grunde zu legende
Arbeitsentgelt oder Arbeitseinkommen unter das jeweilige Durchschnittsentgelt im Beitrittsgebiet
abgesenkt wird.

§ 10 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 des Gesetzes zur Uberfilhrung der Anspriiche und Anwartschaften aus
Zusatz- und Sonderversorgungssystemen des Beitrittsgebiets (Anspruchs- und
Anwartschaftsiiberfiihrungsgesetz - AAUG) vom 25. Juli 1991 (Bundesgesetzblatt | S. 1606, 1677) ist
mit Artikel 14 des Grundgesetzes unvereinbar und nichtig.

Die vorstehende Entscheidungsformel hat geméaB § 31 Abs. 2 des Gesetzes Uber das
Bundesverfassungsgericht Gesetzeskraft.

© 2024 Wolters Kluwer Deutschland GmbH - Gesetze des Bundes und der Lander, 17.04.2024



	© 2024 Wolters Kluwer Deutschland GmbH - Gesetze des Bundes und der Länder, 17.04.2024

